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Bereit für eine
Extra-Amtszeit

Söder würde 2028 kandidieren

Bad Staffelstein. (dpa) Entgegen frühe-
rer Aussagen kann sich CSU-Chef Mar-
kus Söder eine Amtszeit als bayerischer
Ministerpräsident auch über das Jahr
2028 hinaus vorstellen. „Solltet ihr und
die Wählerinnen und Wähler es wollen,
dann wäre das kein Ausschlusskriterium
für mich“, sagte er am Mittwoch in sei-
ner Grundsatzrede bei der Klausur der
CSU-Landtagsfraktion in Kloster Banz.
Söder begründete es damit, dass die Op-
position vor fünf Jahren eine Amtszeit-
begrenzung für Ministerpräsidenten von
zehn Jahren abgelehnt habe. Dem Ver-
nehmen nach quittierte die Fraktion die
Aussage mit „kräftigem Applaus“.

2018 hatte Söder sich für eine Be-
grenzung der Amtszeiten für bayerische
Ministerpräsidenten auf zehn Jahre stark
gemacht. Nachdem ihm jedoch die Op-
position im Landtag bei der dafür not-
wendigen Verfassungsänderung ihre
Stimmen verweigerte, scheiterte der Plan.

Söder selbst hatte in der Folge hatte
wiederum immer betont, dass er sich auch
ohne Verfassungsänderung an die zehn
Jahre gebunden fühle: „Ich nehme die
zehn Jahre für mich weiter ernst.“ In der
Debatte um die Begrenzung hatte Söder
sie als „gutes Signal“ bezeichnet, um zu
zeigen, dass auch in Bayern politische
Macht Begrenzung brauche.

Visionär in eigener Sache: Im Oktober ist in
Bayern Landtagswahl – doch Ministerpräsi-
dent Söder denkt schon an 2028. Foto: dpa

Waldbesetzer:
Hessische Polizei

greift durch
„Fechenheimer Wald“

bei Frankfurt wird geräumt

Frankfurt am Main. (AFP) Die Polizei in
Frankfurt am Main hat am Donnerstag
die Räumung des Fechenheimer Walds für
den umstrittenen Ausbau der Autobahn
66 fortgesetzt. Dabei gelang es, das
höchste Gebilde im Wald zu räumen, wie
die Beamten mitteilten. Auf dem soge-
nannten Highpod befanden sich vier Ak-
tivisten. Alle Aktivisten wurden erneut
aufgefordert, den mittlerweile umzäun-
ten Bereich zu verlassen.

Rund um das Gebiet könne es wei-
terhin zu Verkehrsbeeinträchtigungen
kommen, erklärte die Polizei. Die Sper-
rung der A66 zwischen den Anschluss-
stellen Bischofsheim und Bergen-Enk-
heim werde voraussichtlich bis Sonntag-
abend bestehen bleiben.

Umweltschützer kritisierten erneut
den Ausbau und den Polizeieinsatz für die
Räumung des Walds. Sie warfen den
Beamten ein „fahrlässiges Vorgehen“ vor.
Sie seien „unverhältnismäßig“ und
„menschenverachtend“ vorgegangen.
Neben einer Traverse, in der ein Aktivist
kletterte, sei am Mittwoch ein Baum ge-
fällt worden. Teile des Baums seien ab-
gestürzt und hätten die Traverse ins Wa-
ckeln gebracht.

Am ersten Einsatztag am Mittwoch
waren die Beamten nach eigenen Angaben
auf rund 30 Aktivisten getroffen, die sich
in Baumhäusern teils in sehr großer Höhe
aufhielten. Sechs Baumhäuser wurden
geräumt. Die Beamten leiteten drei Er-
mittlungs- und 18 Ordnungswidrigkeits-
verfahren ein. Zehn Menschen wurden
vorübergehend festgenommen, wenig
später aber auch wieder frei gelassen. Der
erste Einsatztag sei insgesamt friedlich
abgelaufen. Niemand wurde verletzt.

Am Dienstag hatte der hessische Ver-
waltungsgerichtshof (VGH) in Kassel den
Weg für die Rodung freigemacht. In einer
nicht anfechtbaren Entscheidung wies er
den Eilantrag einer Umweltschutzgrup-
pe zurück, die aus Artenschutzgründen
ein Verbot der Baumfällungen gefordert
hatte. Am Mittwoch wies das Verwal-
tungsgericht Frankfurt einen Eilantrag
gegen die am Morgen begonnene Räu-
mung ab. Der VGH entschied zudem, dass
die Allgemeinverfügung zur Sperrung des
Walds bestehen bleibt.

Für den Lückenschluss der A66 zwi-
schen Hanau und Frankfurt am Main
müssen etwa zweieinhalb Hektar Wald
gerodetwerden,rundtausendBäume.Das
Gebiet, in dem gerodet werden soll, ist 230
Meterlangundbiszu140Meterbreit.2031
soll der Ausbau fertiggestellt sein.

Rund 30 Aktivisten sollen sich unter anderem in Baumhäusern in dem Waldstück verbarrikadiert haben. Seit Mittwoch läuft die Räumung. Foto: Sebastian Gollnow

Kretschmanns Brief enttäuscht
Den Betroffenen vom Radikalenerlass fehlt eine echte Entschuldigung – Auch finanzielle Entschädigungen werden weiterhin gefordert

Von Sören S. Sgries

Heidelberg.GroßeEnttäuschungüberdas
„Bedauern“ des Ministerpräsidenten: So
lässt sich die erste Reaktion der Betrof-
fenen auf den „Offenen Brief“ in Sachen
Radikalenerlass
wohl am besten be-
schreiben, mit dem
Winfried Kret-
schmann (Grüne) am
Donnerstag an die
Öffentlichkeit ging.

„Es hat uns sehr
verwundert, dass er
auf unsere Forde-
rungeneigentlichgar
nicht eingeht“, sagt
MartinHornung.Der
75-jährige Eppel-
heimer gehört zu
denjenigen, deren Schicksal auch im Hei-
delberger Forschungsband aufgearbeitet
wird. Der angehende Lehrer hatte 1975
eine Erklärung unterzeichnet, in der er
über den „Schiess-Erlass“, die baden-
württembergische Variante des Radika-
lenerlasses, urteilte: „Das ist nichts als
Erpressung.“ In den Schuldienst kam er
in der Folge nicht mehr, eine langwierige
rechtliche Auseinandersetzung konnte er
sich nicht leisten. Stattdessen arbeitete er

letztlich als Maschinenarbeiter bei der
Heidelberger Firma Grau-Bremse (spä-
terHaldex),woerbiszurVerrentungblieb
– zuletzt als Betriebsratsvorsitzender.

Eine klare Entschuldigung, Entschä-
digung und politische Rehabilitierung –
das seien ihre Erwartungen gewesen, so
Hornung. Doch statt einer Entschuldi-
gunggebeesvomMinisterpräsidentennur
dessen „Bedauern“ für die Geschehnisse.
Und das auch nur für einen Teil der Be-
troffenen. „Diese Aufteilung in ,Gute’ und
,Böse’ ist für uns sehr fragwürdig“, so
Hornung. „Mir ist eigentlich niemand be-
kannt, der zu Recht ein Berufsverbot be-
kommen hat.“ Es sei niemals um tatsäch-
liche Fehler, um Vergehen im Dienst ge-
gangen, die zu einer Entlastung berechtig
hätten. Sondern immer nur um „politi-
sche Gesinnung“. „Das sind Prognosen,
die sich nicht auf Verhalten, sondern
politischeMeinungbeziehen.Das istnicht
zulässig.“

Irritiert schaut Hornung auch auf die
Passagen, in denen der Ministerpräsident
sich grundsätzliche Gedanken zur wehr-
haften Demokratie macht. „Die Gefahren,
die im politischen Extremismus unserer
Zeit lauern, sind unübersehbar“, schreibt
Kretschmann da. Er verweist auf Rechts-
extremisten, „militante Verschwörungs-
ideologien“ oder Reichsbürger.

„Wir wollen mit solchen Leuten nicht
in einen Topf geworfen werden“, verwahrt
sich Hornung zunächst grundsätzlich
gegen solche Vergleiche. „Eine Ohrfeige,
eine Verhöhnung“ sei es für die mehrheit-
lich politisch links eingestellten Betroffe-
nen des Radikalenerlasses, wenn ihr
Schicksal jetzt in einem Atemzug mit sol-
chen Extremisten genannt werden. Und
konkret: „Wenn ein Polizist Naziparolen
verbreitet, kann man ihn mit dem Diszi-
plinarrecht und dem Beamtenrecht be-
langen. Konkret aufgrund von Taten. Da
braucht man keinen ,Radikalenerlass’.“

Wichtigstes Thema der nächsten Ta-
ge, bis hin zum persönlichen Gespräch mit
dem Ministerpräsidenten am 8. Februar
in Stuttgart, wird für die Betroffeneni-
nitiative aber die Frage nach einer Ent-
schädigung bleiben. „Auf keinen Fall
können wir akzeptieren, dass jemand, der
heute in Altersarmut lebt, nicht entschä-
digt wird“, sagt Hornung.

Er selbst sei auf finanzielle Unter-
stützungnichtangewiesen,ergerietdurch
das frühe Aus seiner Pädagogenkarriere
nicht in Existenznot. Doch bei anderen
sei das deutlich anders. Hornung nennt
beispielsweise den Fall von Reinhard
Gebhardt,dernachderAblehnungfürden
Schuldienst erst in Heidelberg-Pfaffen-
grund eine Ausbildung als Schweißer

macht, nach der Schließung der Firma
aber nur noch in prekären Jobs und Hartz
IV unterkommt. „Der hat heute 680 Euro
Rente.“ Oder Sigrid Altherr-König, die
nach ihrer Entlassung 1983 13 Jahre lang
kämpfte, bis sie wieder an die Schule
durfte. Laut GEW-Rechnung fehlen ihr
durch diese „Zwangspause“ letztlich
rund 900 Euro an Pension.

„Wir hoffen, dass wir Herrn Kret-
schmann klarmachen können, was es
wirklich heißt, von einer solchen Rente
zu leben – durch eine Maßnahme, die Un-
recht war“, sagt Hornung.

Sollte der Ministerpräsident sich nicht
überzeugen lassen, hoffen die Betroffe-
nen noch auf den Landtag. Entsprechen-
de Forderungen gibt es auch von den gro-
ßen Gewerkschaften – DGB, Verdi, GEW.
„WirerwarteneineEntschuldigung“,sagt
beispielsweise der DGB-Vorsitzende Kai
Burmeister. „Genauso erwarten wir eine
Entschädigung für all diejenigen, die
durch die Berufsverbote herbe materielle
Einbußen erlitten haben. Das Land muss
jetzt einen Entschädigungsfonds aufle-
gen.“ Ob das aber klappen wird? Die SPD
hatte bereits im Dezember einen Antrag
für einen Entschädigungsfonds in die
Haushaltsberatungen eingebracht – war
damit aber an der grün-schwarzen Re-
gierungsmehrheit gescheitert.

Der Eppelheimer
Martin Hornung ist
enttäuscht.F.: Rothe
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Grundsteuer: Viele Erklärungen fehlen
Wenige Tage vor Fristende für die Ab-
gabe der Grundsteuererklärung haben
in Baden-Württemberg bisher 61 Pro-
zent der Eigentümer ihre Erklärung
abgegeben. Dies teilte das Finanzmi-
nisteriumamDonnerstagmit.DieFrist
zur Einreichung der Erklärung endet
am 31. Januar. Danach werde man
voraussichtlich im ersten Quartal an
seine Pflicht zur Abgabe erinnert.

Betrunkener mit Axt unterwegs
EinbetrunkenerMannistmiteinerAxt
in der S-Bahn gefahren und hat einen
Polizeieinsatz ausgelöst. Der 51-Jäh-
rige wurde am Mittwoch durch her-
beieilende Streifen in Stuttgart kon-
trolliert. Er hatte 1,8 Promille intus,
wie die Polizei am Donnerstag mit-
teilte. Laut eigener Aussage führte der
Mann die Axt lediglich zur Garten-
arbeit mit. Ohne das sichergestellte
Gerät durfte er seine Reise fortsetzen.

74-Jähriger fuhr Müllmann tot
Ein 74-Jähriger hat am Donnerstag in
Burgstetten (Rems-Murr-Kreis) einen
Müllmann totgefahren. Der Mann
starb nach Polizeiangaben noch an der
Unfallstelle. Der 57-Jährige war den
Angaben zufolge gerade mit der Lee-
rung von Papiercontainern hinter dem
Müllfahrzeug beschäftigt, als der
Autofahrer auf das Fahrzeug auffuhr
und den Mann erfasste.

Überfall: Verdächtige gefasst
Nach dem bewaffneten Überfall mit
zwei gefesselten Angestellten in einem
Supermarkt in Pfullendorf (Kreis Sig-
maringen) sitzen die beiden Verdäch-
tigen in Untersuchungshaft. Das teil-
ten Polizei und Staatsanwaltschaft am
Donnerstag mit. Gegen sie wird we-
gen schweren Raubes ermittelt. Die
Männer im Alter von 17 und 23 Jah-
ren sollen am Dienstagabend die Mit-
arbeiterinnen des Supermarkts mit
einer Waffe bedroht und in einem Bü-
roraum gefesselt haben.

Untätigkeit
statt Pflegereform

Gutachten bemängeln schleppende Umsetzung von Empfehlungen der Enquete-Kommission

Von Jens Schmitz, RNZ Stuttgart

Stuttgart. Sieben Jahre nach dem Ende
der Enquetekommission „Pflege in Ba-
den-Württemberg“ hat die Landesregie-
rung deren Empfehlungen weitgehend
ignoriert: Zu diesem Ergebnis kommen
zwei Gutachten, die die oppositionellen
Landtagsfraktionen SPD und FDP in
Auftrag gegeben haben. Am Donnerstag
forderten deren Spitzen eine Initiative
von Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne). Gesundheits-
minister Manfred Lucha (Grüne)
wies die Kritik zurück.

Baden-Württemberg sei wie
kaum ein anderes Bundesland vom
Pflege-Notstand betroffen, er-
klärte SPD-Fraktionschef Andreas
Stoch. Deshalb hätten die beiden
Fraktionen ihre jeweiligen Sach-
verständigen aus der damaligen
Enquete-Kommission gebeten, zu
prüfen, was aus den mehr als 600
Empfehlungen geworden ist.

Für die SPD kommt Herbert
Weisbrod-Frey (SPD), ehemaliger
Bereichsleiter für Gesundheits-
politik beim Verdi-Bundesvor-
stand, ineinem20-seitigenBerichtzudem
Ergebnis, „dass das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit und Integration Ba-
den-Württemberg nicht ernsthaft an die
Umsetzung der von der Enquete-Kom-
mission erhobenen und vom Landtag ein-
vernehmlich verabschiedeten Forderun-
genherangegangen ist“.EinTeilhabesich
zwar an den Bund gerichtet, der auch Ge-
setze beschlossen habe. Aber: „Über sechs
Jahre nach Vorlage des Berichts der En-
quete-Kommission sind die an die Lan-
desregierung gerichteten Empfehlungen
weitgehend nicht umgesetzt.“

Der ehemalige Pflegeschulleiter Til-
man Kommerell (parteilos) kommt in sei-

ner ebenfalls 20-seitigen Untersuchung
für die FDP-Fraktion zu ähnlichen
Schlüssen. Die Enquete-Kommission
hattevon2014bis2016überprüft,wieeine
hochwertige Pflege in Baden-Württem-
berg dauerhaft sichergestellt werden
könnte. In den Jahren seither seien wei-
tere Herausforderungen hinzugekom-
men, schreibt Kommerell. „Umso wich-
tiger wäre es gewesen, wesentliche Hand-
lungsempfehlungen umzusetzen.“ Nun
drohten akute Versorgungsengpässe.

FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich
Rülke kritisierte, „dass wir in Baden-
Württemberg eine Landesregierung ha-
ben, die zwar dann mal eine Enquete-
kommission einsetzt, in Sonntagsreden
auch über die Herausforderungen des
Themas Pflege redet, aber halt nicht han-
delt, und wenn sie handelt, dann nicht
hinreichend“. In der Ausbildung, bei der
Anerkennung ausländischer Fachkräfte
oder beim Bürokratieabbau bestehe
dringender Handlungsbedarf. Als aktu-
eller Vorsitzender der Länder-Gesund-
heitsministerkonferenz könne Lucha
über Baden-Württemberg hinaus Impul-
se setzen.

Die FDP hatte im vergangenen Sommer
ein „10-Punkte-Akut-Programm“ zur Al-
tenpflege vorgelegt, die SPD einen Gesetz-
entwurf zur Reform des Pflegeberufs. Die
Fachpolitiker Florian Wahl (SPD) und Jo-
chen Haußmann (FDP) aktualisierten vor
Journalisten im Landtag ihre Forderungen.
„Wir brauchen einen Pflegegipfel für Ba-
den-Württemberg, den der Ministerpräsi-
dent initiieren sollte“, sagte Haußmann.

Stoch verwies darauf, dass nicht nur
der finanzielle Eigenanteil der Pflege-

bedürftigen im Südwesten beson-
ders hoch sei. Sie müssten teils
monatelang auf einen Heimplatz
warten; ihre Rechtsansprüche aus
der Pflegeversicherung könnten
sie gar nicht mehr einlösen. Oben-
drein gehe im Unterschied zum
Bundestrend die Zahl der Aus-
zubildenden zurück, genügend
Lehrer gebe es auch nicht, ein Mo-
nitoring der künftigen Bedarfe
finde nicht statt.

„Wir haben in Baden-Würt-
temberg in etlichen Bereichen,
man kann es so sagen, einen selbst
produzierten Pflegenotstand, für
den die Landesregierung und spe-

ziell Minister Lucha durch sein Nicht-
handeln die Verantwortung trägt“, be-
fand Stoch. Dabei sei Lucha selbst Vi-
zevorsitzender der Enquete-Kommission
gewesen und habe die „ja auch immer wie
seinen Hausaltar vor sich hergetragen“.

Lucha reagierte am Nachmittag auf
die Kritik. „Den ebenso abstrusen wie
durchsichtig-populistischen Vorwurf, die
Landesregierung habe die Pflegepolitik
verschlafen, weisen wir entscheiden zu-
rück“, erklärte er. „Denn wir haben unse-
re Hausaufgaben gemacht.“ Die wesent-
lichen Werkzeuge lägen aber auf Bun-
desebene. Die Enquete-Kommission er-
wähnte Lucha nicht.

Von 2014 bis 2016 hatte eine extra eingesetzte Kommission
Vorschläge für die Zukunft der Pflege erarbeitet. Foto: dpa
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